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1 Rechtsgrundlagen 
 

 

1.1 Baugesetzbuch (BauGB) In der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2414), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585) geändert worden ist. 
 

1.2 Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) 

In der Fassung v. 23.01.1990 (BGBl. S.132) 
mit den jeweils gültigen Änderungen. 
 

1.3 Planzeichenverordnung 
(PlanzV) 

In der Fassung v. 18.12.1990 (BGBl. 1991 l S.58) 
mit den jeweils gültigen Änderungen. 
 

1.4 Bayerische Bauordnung  
(BayBO) 
 

In der Fassung v. 04.08.1997 (GVBl. S. 433) 
mit den jeweils gültigen Änderungen. 

2 Planungsrechtliche Festsetzungen (Textliche Festsetzungen) 
 
2.1 Art der baulichen Nutzung 

§9(1)1 BauGB  
§4 BauNVO 
 

Allgemeine Wohngebiete gem. §4 BauNVO 
Allgemeines Wohngebiet = WA 
 

2.2 Maß der baulichen Nutzung  
§9(1)1 BauGB und §§16-21a 
BauNVO 
 

 

2.2.1 Erdgeschossfußbodenhöhe  
§91 (1) i.V.m. §9(2) BauGB 

Im Plangebiet wird die EFH durch das Mittel der am gesamten Bau-
grundstück anliegenden Höhe der Erschließungsstraße (=Straßenhöhe) 
festgesetzt. Die angegebenen Höhen sind Höchstgrenzen: 

Die EFH darf die Straßenhöhe um maximal ± 1,0m über- bzw unter-
schreiten.  
Bei Doppelhäusern ist ein Versatz der Erdgeschossfußbodenhöhen zu-
lässig. 
Den Bauvorlagen ist ein Geländeschnitt beizufügen, aus dem das natür-
liche und das geplante Gelände, die Höhenlage des geplanten Gebäu-
des und der Erschließungsanlagen sowie die bereits vorhandenen 
Nachbargebäude in m ü.NN hervorgeht. 
 

2.2.2 Höhe baulicher Anlagen  
§16 (2)4 und §18 BauNVO 

Siehe Eintragungen im Lageplan. 

Die Firsthöhen beziehen sich auf die geplante Geländeoberfläche.  

Bei Pultdächern entspricht die Firsthöhe dem höchsten Punkt am Dach 
des Hauptgebäudes. 

 

 

2.2.3 Grundflächenzahl 
§16(2)1 BauNVO 

 

Siehe Eintragungen im Lageplan 

2.3 Bauweise  
§9(1)2 BauGB u. §22 BauNVO 

 

Offene Bauweise nach §22(2) BauNVO 

2.4 Überbaubare Grundstücksflächen 
§23 BauNVO 

Die überbaubaren Grundstücksflächen ergeben sich aus den Eintra-
gungen der Baugrenzen im Lageplan. 
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2.5 Garagen, Carports, Stellplätze 
§9 (1) Nr.4 BauGB u. §12 BauNVO 

Stellplätze und Carports (überdachte Stellplätze) sind grundsätzlich in-
nerhalb und außerhalb der überbaubaren Flächen möglich. Garagen 
sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche möglich. Vor 
den Garagen ist ein Abstand zu den öffentlichen Verkehrsflächen von 
5,0m einzuhalten. 
 

2.6 Nebenanlagen 
§9 (1) Nr.4 BauGB u. §14 BauNVO 

Nebenanlagen nach §14 (1) BauNVO sind innerhalb und außerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Zu öffentlichen Verkehrs-
flächen ist ein seitlicher Grenzabstand von mind. 0,5m einzuhalten. 
 
Nebenanlagen, die der Versorgung mit Wasser, Gas, Wärme und Elekt-
rizität sowie der Ableitung von Abwasser dienen, sind gemäß §14(2) 
BauNVO als Ausnahme zulässig. 
 

2.7 Grünflächen  
§9 (1) Nr.15 BauGB 

Siehe Eintragungen im Lageplan.  
 

2.7.1 Gestaltung der von Bebauung 
freizuhaltenden Flächen 
§9 (1) Nr.10, Nr.20 BauGB 

Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind gärtnerisch zu unterhal-
ten und zu pflegen.  
 

2.7.2 Pflanzgebot  
§9 (1) Nr. 25a  BauGB 

Die im Plan gekennzeichneten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung der Landschaft sind mit standorttypi-
schen Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen. 
 

2.8 Flächen für Aufschüttungen, 
Abgrabungen zur Herstellung 
des Straßenkörpers  
§9 (1) Nr.26 BauGB 

Soweit zur Herstellung oder Erhaltung des Straßenkörpers Aufschüt-
tungen oder Abgrabungen erforderlich werden, sind diese von den Ei-
gentümern der angrenzenden Grundstücke zu dulden. Stützfunda-
mente, die beim Setzen von Rabattensteinen und Randsteinen erfor-
derlich werden, sowie die Fundamente für die Beleuchtungskörper, sind 
auf den privaten Grundstücksflächen bis zu einer Breite von 0,5 m zu 
dulden. Zur Verkürzung der Straßenböschung kann der Grundstücksei-
gentümer auf eigene Kosten Stützmauern errichten, die nicht Bestand-
teil der Verkehrsanlagen sind.  
 

2.9 Beleuchtung 
§9 (1) Nr.24 BauGB 

 

Im Plangebiet sind zur Außen- und Straßenbeleuchtung nur auf den 
Boden gerichtete Leuchten zulässig. Diese sind mit UV-armen, insek-
tenfreundlichen und energiesparenden Beleuchtungskörpern aus-
zustatten. 
 

2.10 Zuordnungsfestsetzung für Flä-
chen oder Maßnahmen zum 
Ausgleich nach §1a (3) BauGB  
§9 (1a) Satz 2 BauGB 

Zum Ausgleich der auf den Baugrundstücken zu erwartenden Eingriffe 
in Natur und Landschaft werden neben festgesetzten Pflanzgeboten auf 
einigen Baugrundstücken selbst, innerhalb des Plangebietes auf öffent-
lichen Flächen verschiedene ökologische Ausgleichsmaßnahmen (= 
Grünflächen und Pflanzgebote) festgesetzt (siehe entsprechende Ein-
tragungen im Lageplan). Diese Ausgleichsmaßnahmen werden den 
Grundstücken, auf denen Eingriffe zu erwarten sind, entsprechend dem 
Anteil der Verkehrsflächen sowie der Baugrundstücksflächen zugeord-
net. 
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3 Hinweise 
 

3.1 Bodenschutz Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzge-
setzes (BodSchG), insbesondere auf §4, wird hingewiesen. 
 
Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, dass 
schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden (§ 4 
BodSchG). 
 

3.2 Baugrubenaushub Der Baugrubenaushub ist möglichst auf dem Baugrundstück oder in 
unmittelbarer Umgebung unterzubringen. 
 

3.3 Erneuerbare Energien Aus Gründen der Umweltvorsorge sind regenerative Energiequellen 
(Solar-, Photovoltaikanlagen und Erdwärme) im Plangebiet erwünscht. 
 

3.4 Zisternen Regenwasserbehälter müssen über einen Überlauf in die Regenwas-
serableitung verfügen. Sofern das Regenwasser auch als Brauchwas-
ser im Haushalt (z.B. Toilettenspülung) verwendet werden soll, ist si-
cherzustellen, dass keine Verbindung zwischen Trinkwasser- und Re-
genwasserinstallation besteht. Es ist wirksam zu verhindern, dass Re-
genwasser in das öffentliche Trinkwassersystem gelangt. Die Erstellung 
von Zisternen ist im Baugenehmigungs-/ Kenntnisabgabeverfahren dar-
zustellen. Bei der Gemeinde ist eine Befreiung vom Anschluss- und 
Benutzerzwang an die Wasserversorgung zu beantragen. 
Die Nutzung einer Brauchwasseranlage im Haushalt nach § 13(3) 
TrinkwV 2001 ist dem Gesundheitsamt mindestens vier Wochen vor In-
betriebnahme anzuzeigen (§13 Abs.1). 
 

3.5 Niederschlagswasser Die schadlose Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser 
über die belebte Bodenzone ist anzustreben. 
 

3.6 Planunterlagen Der Lageplan im M 1:1.000 wurde aus der Digitalen Flurkarte des Lan-
desvermessungsamtes Bayern mit Stand vom April 2007 durch das In-
genieurbüro Prof. Dr. Klärle erstellt. 
 

3.7 Bestandteile des Bebauungs-
planes 

Der Bebauungsplan `Welbhäuser Weg 4´ besteht aus den vorliegenden 
planungsrechtlichen Festsetzungen und dem Lageplan mit den zeich-
nerischen Festsetzungen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gollhofen, den 
  

Bürgermeister Werner Pfadler 
  

 

 


